
Wer führt künftig die CDU
Württemberg-Hohenzollern?
Ex-Ministerin Tanja Gönner, die
als Favoritin für das Amt gilt,
hält sich nach wie vor bedeckt.
Bisher einziger Kandidat: Abge-
ordneter Thomas Bareiß.

RAIMUND WEIBLE

Sigmaringen. Tanja Gönner spielt
die Sphinx. Sie hat alle vertröstet,
die sie danach fragten, ob sie den
Vorsitz des CDU-Bezirks Württem-
berg-Hohenzollern anstrebe. Sie
werde sich erst nach der Sommer-
pause erklären, lautete ihr Be-
scheid. Jetzt ist Spätsommer, in ein
paar Tagen beginnt wieder die
Schule. Und der Termin des Bezirks-
parteitags rückt näher. Am 22. Okto-
ber will die CDU in Unteruhldingen
am Bodensee die Nachfolge von An-
dreas Schockenhoff regeln.

Der Ravensburger Bundestagsab-
geordnete, seit elf Jahren Chef des
Parteibezirks, verzichtet definitiv
auf eine weitere Kandidatur. Nach
eigenen Aussagen hat er diese Ent-
scheidung bereits unmittelbar nach
der Landtagswahl getroffen und
dies auch engen politischen Freun-
den mitgeteilt. Die Öffentlichkeit in-
formierte er über seine Absicht aller-
dings erst nach dem alkoholbeding-
ten Unfall Anfang Juli auf der Heim-
kehr vom Kreismusikfest in Baindt.
Der 54-jährige Schockenhoff, Vize-
Vorsitzender der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, trat nach diesem
Vorfall eine Suchttherapie an.

Gönner, die zuletzt Verkehrs-
und Umweltministerin im Kabinett
Mappus war, erschien vielen Partei-
mitgliedern als die geborene Nach-
folgerin Schockenhoffs als Bezirks-
vorsitzende. „Dass der Name Tanja
Gönner in der Nachfolge-Diskus-
sion als erstes fällt, halte ich nicht

nur für naheliegend, sondern auch
für absolut zwingend", sagte etwa
Ex-Landwirtschaftsminister Rudolf
Köberle. Jedoch: Die 42-jährige Gön-
ner bat sich Bedenkzeit aus. Das gilt
weiterhin. Gestern reagierte sie auf
eine Anfrage der SÜDWEST PRESSE
so: „Ich melde mich, wenn es etwas
zu berichten gibt, noch ist die Som-
merpause nicht vorbei.“

Parteifreunde suchen nach Erklä-
rungen für das Zögern von Gönner.
Sie leide nach wie vor unter dem
Machtverlust nach der Abwahl und
unter der Niederlage im Kampf um

den Vorsitz der CDU-Landtagsfrak-
tion gegen Peter Hauk. Vermutet
wird auch, dass sich die Ex-Ministe-
rin die Option für einen Sprung in
die Wirtschaft offen halten will. Das
wäre nicht verwunderlich. Auch Ste-
fan Mappus, der zum Pharmakon-
zern Merck wechselte und Ex-Kul-
tusministerin Marion Schick, die
bei der Telekom Personalvorstand
wurde, haben nach dem für sie ent-
täuschenden Ausgang der Landtags-
wahl die Politik verlassen. Die Juris-
tin und Rechtsanwältin Gönner war
vor ihrer Ministertätigkeit eine er-
folgreiche Insolvenzanwältin.

Ein Kandidat für die Schocken-
hoff-Nachfolge steht seit einigen
Wochen bereit. Der Bundestagsab-
geordnete und CDU-Kreisvorsit-
zende der Zollernalb, Thomas Ba-
reiß, hat seinen Anspruch auf den
Posten angemeldet. „Bei der Erneue-
rung der CDU Baden-Württemberg
kommt aus meiner Sicht dem Be-
zirksverband Württemberg-Hohen-
zollern. . .eine zentrale Rolle zu“, er-
klärte der 36-jährige Politiker. Er
wolle die inhaltliche und organisato-
rische Neupositionierung und die
weitere Ausrichtung der CDU gerne
vorantreiben.

Thomas Bareiß zeigt sich optimis-
tisch. „Ich habe ganz gute Karten“,

sagt der 36-Jährige, der übrigens
Tanja Gönner nach deren Berufung
ins Landeskabinett als Bundestags-
abgeordnete abgelöst hat. Nach all
den Enttäuschungen wünschten
die Leute in der Partei einen Auf-
bruch und einen neuen, anderen

Stil. Seine Funktion im fernen Ber-
lin empfindet Bareiß nicht als Han-
dicap bei seiner Bewerbung. Der
Mann aus Meßstetten verweist auf
seine häufige Präsenz in seinem
Wahlkreis Zollernalb-Sigmaringen.
Überdies sei die Person entschei-

dend und nicht, ob einer im Land
oder im Bund tätig sei. Der gelernte
Diplombetriebswirt Bareiß kennt
das Land und den Bezirk gut aus sei-
ner Zeit als Landesvorsitzender der
Jungen Union (2002 - 2006).

Falls Gönner keine Ambitionen
auf den Bezirksvorsitz hätte, läuft
der Posten vermutlich nicht auto-
matisch auf Bareiß zu. Nicht nur
deswegen, weil viele in der Partei es
für eine schlechte Lösung hielten,
wenn wieder ein Bundespolitiker
von Berlin aus den Bezirk regierte.
Möglicherweise könnte auch Ru-
dolf Köberle (57) seinen Hut in den
Ring werfen. Dem Ravensburger
CDU-Kreisvorsitzenden wird vor al-
lem ein ausgleichendes Wesen nach-
gesagt. Eine weitere mögliche Kan-
didatin könnte die Staatssekretärin
im Bundesgesundheitsministe-
rium, Annette Widmann-Mauz
(45), sein. Die Abgeordnete aus Ba-
lingen, seit 2003 stellvertretende
CDU-Landesvorsitzende, wollte
sich gestern wie Tanja Gönner zum
Thema CDU-Bezirksvorsitz nicht
äußern. Auch Schockenhoffs bishe-
rige Stellvertreterin Monika Stolz
(60) hüllt sich in Schweigen. Die an-
dere Vize-Vorsitzende, Elisabeth Jeg-
gle (64), sagte, für sie komme eine
Kandidatur nicht in Frage.

Tanja Gönner tut sich keinen
Gefallen mit ihrer zögerli-
chen Haltung beim Thema

Schockenhoff-Nachfolge. Die Ex-
Ministerin eiert herum und hält die
Leute hin. Das kommt nicht gut an
im Parteivolk. Ein solches Verhalten
haben die Mitglieder von der Politi-
kerin, die als bestes Pferd im Kabi-
nett Mappus galt, nicht erwartet.
Sie gilt schließlich als zupackend
und entscheidungsfreudig.

Wer innerlich begeistert ist von ei-
ner Aufgabe, geht anders heran. Die
Ex-Ministerin wirkt wie ein Hund,
den man zum Jagen tragen muss.
Dass ein solches Verhalten Spekula-
tionen schürt, müsste sie als erfah-
rene Politikerin wissen. Und diese
Spekulationen schießen jetzt ins

Kraut. Wartet die Ex-Ministerin da-
rauf, dass sie gerufen wird? Ist für
sie, die vergeblich nach dem Frakti-
onsvorsitz griff, der Bezirksvorsitz
zu wenig? Will sie erst ihre berufli-
che Zukunft klären, bevor sie sich
mit ihrer weiteren Laufbahn in der
Partei beschäftigt?

Die Mitglieder wären froh, wenn
sie wüssten, woran sie sind. Je län-
ger Gönner zaudert, um so besser
werden die Chancen für den Bun-
destagsabgeordneten Thomas Ba-
reiß. Der ehrgeizige Mann aus
Meßstetten würde allzu gern ge-
wählt werden. Er weiß, dass die Posi-
tion des Bezirksvorsitzenden ein
Sprungbrett sein kann für höhere
Aufgaben. Deshalb will er den Er-
folg erzwingen. RAIMUND WEIBLE

Wer macht die Arbeit an der Spitze des Bezirksverbands? Tanja Gönner, die frühere Umweltministerin, oder der Bundestagsabgeordnete Thomas Bareiß? Archivfotos

Die Volksabstimmung zu Stutt-
gart 21 soll den Dauerkonflikt
um das Milliarden-Projekt in
der Landesregierung und in der
Bevölkerung entschärfen. Rot-
Grün drückt aufs Tempo, Kom-
munen gefällt die Eile nicht.

JULIA GIERTZ, dpa

Stuttgart. Die geplante Volksabstim-
mung über Stuttgart 21 setzt die Ge-
meinden in Baden-Württemberg
unter Druck. „Der 27. November
gibt uns ein enges Zeitkorsett vor.
Es wäre uns lieber, wenn der Zeit-
punkt etwas später festgesetzt wor-
den wäre“, sagt Gemeindetagspräsi-
dent Roger Kehle. Die Unsicherheit
sei groß, weil der Landtag erst am
28. September, nur zwei Monate vor
der möglichen Abstimmung, das Da-
tum offiziell festlegt. Der Aufwand
gleiche dem einer Landtagswahl,
aber mit weit weniger Vorlauf.

Beim Städtetag heißt es: „Die
Frist ist knapp, aber zu schaffen.“
Die FDP-Landtagsfraktion spricht
von einem Termindruck, der „nicht
bürger- und nicht demokratie-
freundlich“ sei. Schließlich müss-
ten die Bürger über die Kosten des
Ausstiegs aus dem Bahnprojekt auf-
geklärt werden, meint Fraktions-
chef Hans-Ulrich Rülke. Abstim-
mungsberechtigt wären am 27. No-
vember 7,8 Millionen Wahlberech-
tigte. Das Votum würde von Chris-
tiane Friedrich überwacht, die Lan-

deswahlleiterin wäre als Landesab-
stimmungsleiterin gefragt.

Kehle sagte mit Blick auf den ers-
ten Adventssonntag am 27. Novem-
ber: „Das ist nicht so leicht, Ehren-
amtliche zu finden, und jeder zu-
sätzliche Termin wird das nicht er-
leichtern.“ Hinzu kämen die Suche
nach den Wahllokalen, die Einhal-
tung der Fristen für die Abstim-
mungsbenachrichtigung und die
Briefwahl. „Das ist ein relativ großer
Aufwand.“ Dennoch zeigte sich
Kehle zuversichtlich, dass die Ge-

meinden die Schwierigkeiten bewäl-
tigen. An das Land richtete er die
Forderung, die Kosten der Volksab-
stimmung zu begleichen: „Der, der
etwas veranlasst, trägt auch die Kos-
ten.“ Die Ausgaben werden wie bei
der Landtagswahl auf gut acht Mil-
lionen Euro geschätzt.

Die Stadt Stuttgart befürchtet
aber, auf 20 Prozent der Kosten sit-
zen zu bleiben. Franz Abele vom Sta-
tistischen Amt beziffert die Ausga-
ben in der Landeshauptstadt mit ih-
ren 360 000 Wahlberechtigten auf
insgesamt 500 000 Euro. „Das ist
schon eine zweifelhafte Regelung“,
meint er mit Blick auf das Volksab-
stimmungsgesetz, das für die Inan-
spruchnahme von Räumen keine
Vergütung durch das Land vorsieht.
Es werde ein „Gewaltakt“, die 2500
Abstimmungshelfer anzusprechen,
einzuteilen und zu verpflichten.

Auch für das Drucken der Benach-
richtigungsscheine werde die Zeit
knapp. Sie werden ab Mitte Oktober
verschickt. Dennoch ist Abele zuver-
sichtlich: „Es ist ein Kraftakt, aber
machbar.“ Die kommunalen Spit-
zenverbände wollen sich bis Freitag
offiziell zur Zeitplanung äußern, da-
mit die Stellungnahme in die erste
Beratung des Ausstiegsgesetzes am
16. September im Landtag einflie-
ßen kann. Sorgen machen sich die
Kommunalverbände über eine et-
waige Verzögerung der Abstim-
mung durch eine Klage der Opposi-
tion beim Staatsgerichtshof. Abele:
„Dann könnte ich nochmal von
vorne anfangen.“

Unterlagen, Räume und Helfer – alles
muss organisiert werden. Foto: dpa

Rätselhafte Tanja Gönner

Der ENBW-Deal war nicht kos-
tenlos: 15 Millionen sollten die
Investmentbanker für ihre Ver-
mittlungsdienste bekommen.
Aber es wird teurer.

ANDREAS BÖHME

Stuttgart. Der Verkauf der ENBW-
Aktien zwischen dem französischen
Energiekonzern EDF und dem Land
war noch im Gange, da interessierte
sich die SPD bereits für die Neben-
kosten des Geschäftes. Denn ein sol-
cher Deal wird umfangreich beglei-
tet, in diesem Falle von Dirk Not-
heis, dem Deutschland-Chef der In-
vestmentbank Morgan-Stanley und
Freund des damaligen Ministerprä-
sidenten Stefan Mappus (CDU).

Die Antwort auf die Fragen der
Opposition kam aus dem damals
unionsgeführten Finanzministe-
rium am 15. März, also kurz vor der
Landtagswahl. Sie war nicht über
die Maßen ausführlich, aber in ei-
nem Punkt deutlich: „Die voraus-
sichtlichen Transaktions-Nebenkos-
ten belaufen sich auf maximal 15
Millionen Euro“, erklärte Finanz-
staatssekretär Stefan Scheffold da-
mals.

Die Summe beinhalte „sämtliche
Kosten der beratenden Anwälte,
Banken sowie weitere Nebenkos-
ten.“ Scheffold bestätigte Zahlen,
die bereits die Holdinggesellschaft

„Neckarpri“ nannte, als sie den
Kleinaktionären ihr Übernahmean-
gebot machen musste. Diese Gesell-
schaft hält den mit Krediten finan-
zierten Landesanteil.

Nur eines enthielt der Betrag au-
genscheinlich nicht: die Umsatz-
steuern. Der neue Finanzminister
Nils Schmid (SPD) macht deshalb
eine ganz andere Rechnung auf: Ein-
schließlich einiger geringfügiger
Preissteigerungen rechnet er mit
nun 19 Millionen Euro Transaktions-
kosten. „Die haben die Steuer ver-
gessen“, wundert er sich – und lässt
offen, ob aus Vergesslichkeit oder
vielleicht doch absichtlich, um das
Honorar überschaubarer zu halten.

ENBW-Deal wird
noch teurer
Vermittlungsgebühr ohne Steuern berechnet

Gönner hält sich weiter bedeckt
Keine Aussage über Kandidatur für CDU-Bezirksvorsitz – Bareiß bisher einziger Bewerber

Unwetter wütet im Allgäu
Leutkirch. Ein Unwetter ist am Sonn-
tagabend über Leutkirch,Wangen, Ar-
genbühl und Isny im württembergi-
sche Allgäu gefegt und hat die Feuer-
wehr in Atem gehalten. Die Helfer
mussten mehr als 50 Mal ausrücken,
um vollgelaufene Keller und Tiefgara-
gen auszupumpen, umgestürzte
Bäume wegzuräumen und übergelau-
fene Bäche einzudämmen. Mehr als
200 Anrufe gingen ein.

Modellversuch verlängert
Heilbronn. Am Modellprojekt der
elektronischen Fußfessel in Baden-
Württemberg haben bisher nur 20
Straftäter teilgenommen. „Wir haben
deshalb den Modellversuch bis März
verlängert und werden ihn dann er-
gebnisoffen prüfen“, sagte Justizmi-
nister Rainer Stickelberger (SPD) ge-
genüber Medien. Der Versuch war im
Oktober 2010 gestartet worden. Die
Zahl der Teilnehmer sollte bis Ende
2011 eigentlich auf 75 gesteigert wer-
den. Grobe Verstöße habe es in der
Testphase keine gegeben, sagte Sti-
ckelberger. „Die Fußfessel ist für ei-
nen Täter eine Chance. Wenn er sich
an die Auflagen hält, kann er sich wie
jeder andere bewegen.“ Die Polizei
werde durch die Fußfessel entlastet.

Südwest-Projekt geehrt
Dornstadt/Bensheim. Ein Familien-
projekt aus Dornstadt (Alb-Donau-
Kreis) gehört zu den Preisträgern des
mit insgesamt 50 000 Euro dotierten
Karl-Kübel-Preises für Familienförde-
rung. Die Initiative „Kikuna“ teilt sich
den zweiten Preis mit dem „Lernort
Bauernhof“ des Hofguts Oberfeld in
Darmstadt, wie die in Bensheim (Hes-
sen) ansässige Karl-Kübel-Stiftung
mitteilte. „Kikuna“ (Kinder, Kunst, Na-
tur) vermittelt Bildung für nachhal-
tige Entwicklung. Dazu gehörten
Streifzüge in der Natur oder kindge-
rechte Umweltexperimente. Auf den
ersten Platz kam die Initiative „Fami-
lien lernen Zukunft“ aus Minden.

Unfallfahrer stellt sich
Pforzheim. Nach einem schweren Un-
fall auf der Autobahn 8 hat sich der
flüchtige Fahrer der Polizei gestellt.
Der 49-Jährige hatte am Samstag bei
Pforzheim den Wagen einer Familie
von der Fahrbahn gedrängt, nach-
dem er die Kontrolle über sein Auto
verloren hatte. Dabei wurden ein acht
Monate altes Baby sowie seine 30 und
31 Jahre alten Eltern schwer verletzt.
Der Unfallfahrer hatte zwar angehal-
ten und stieg aus, fuhr dann aber wei-
ter, ohne sich um die Schwerverletz-
ten zu kümmern. Der Mann stellte
sich einen Tag nach dem Unfall, wie
die Polizei gestern mitteilte. Die Er-
mittlungen hätten ergeben, dass der
49-Jährige zweifelsfrei der Unfallfah-
rer sei. Der Mann war bei dem Crash
selbst verletzt worden und wurde von
den Beamten ins Krankenhaus ge-
bracht.

Der Staatsgerichtshof wird sich am
5. Oktober in mündlicher Verhandlung mit
dem Erwerb von ENBW-Aktien durch die
alte Landesregierung befassen. Grüne und
SPD, damals Oppositions-, heute Regie-
rungsfraktionen, hatten im Frühjahr den
Antrag gestellt, das Landesverfassungsge-
richt möge feststellen, dass dem Aktiener-
werb im Dezember 2010 ein Verfassungs-
verstoß zugrunde gelegen habe. Obschon
es um knapp fünf Milliarden Euro ging, sei
der Deal am Landtag vorbei abgewickelt
worden. Der heutige Ministerpräsident
Winfried Kretschmann (Grüne) sprach da-
mals von „Machtmissbrauch“. eb

KOMMENTAR

Sinningen/Laupheim. Fassungslo-
sigkeit herrscht bei den Lauphei-
mer Heeresfliegern, nachdem am
Samstagmittag zwei ihrer Kamera-
den ausgerechnet bei einem Privat-
flug in den Sinninger Badesee (Kreis
Biberach) abgestürzt sind. Dabei
starb ein 27-Jähriger Hauptfeldwe-
bel aus dem Raum Günzburg, ein
Bordwerkzeugmechaniker. Der
23-jährige Pilot – Leutnant und Hub-
schrauberpilot bei der Bundeswehr
– schwebt in Lebensgefahr. Die Ab-
sturzursache steht noch nicht fest.
Experten der Bundesstelle für Flug-
unfalluntersuchung (BfU) in Braun-
schweig, der Polizei und Staatsan-
waltschaft untersuchen das Wrack
erneut. Spezialisten werten das GPS
des Ultraleichtflugzeugs aus, es
kann Aufschluss über die Flughöhe
geben. Zeugenaussagen ergaben,
dass der Pilot eine Runde um den
Badesee gedreht und ihn noch über-
flogen hat, bevor das Flugzeug ab-
stürzte, sagt Roger Knoll von der
BfU. Sicher ist, dass sich am Flug-
zeug keine Teile gelöst haben, auch
am Motor sei nichts auffällig. Der Pi-
lot habe vor dem Start im nahen
Tannheim (Kreis Biberach) noch ge-
tankt.

Große Bestürzung herrscht bei
den Laupheimer Heeresfliegern.
Oberst Hans-Christoph Specht in-
formierte gestern beim Appell das
Regiment über Details des Abstur-
zes. Specht versprach, dass sich die
Bundeswehr um die Angehörigen
kümmern werde. Der Appell endete
mit einer Gedenkminute. lai/job

Mündliche Verhandlung

Viel Arbeit am ersten Advent
Unter Zeitdruck: Vorbereitungen für Volksabstimmung zu Stuttgart 21

NOTIZEN

Gedenkminute
für getöteten
Heeresflieger

Wirtschaft statt
Parlament – nach
Mappus’ Vorbild?
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